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Zusammenfassung 

Im Vorfeld der Bundestagswahl scheint die Frage der nachhaltigen Finanzierbarkeit der gesetz-

lichen Sozialversicherung aus dem Blick zu geraten. In der Öffentlichkeit dominieren Vorschläge 

für Leistungsausweitungen, zum Beispiel zugunsten eines höheren Sicherungsniveaus in der 

Gesetzlichen Rentenversicherung. Der Blickwinkel ist dabei stark von der Sorge vor steigenden 

Armutsrisiken im Alter geprägt. Auswirkungen auf die Haushalte der Beitragszahler finden dage-

gen kaum Beachtung, obwohl in den umlagefinanzierten Sicherungssystemen stets die Balance 

zwischen Leistungsanspruch und Finanzierung gefunden werden muss. Dies gilt umso mehr, 

als der demografische Wandel bei unveränderten Leistungsversprechen zwangsläufig zu höhe-

ren Beitragslasten führt. 

 

Um diesen Sachverhalt wieder stärker in den Blickpunkt zu rücken und damit in der aktuellen 

Reformdebatte Orientierungshilfen zu geben, soll mit der vorliegenden Kurzstudie illustriert wer-

den, welchen Einfluss steigende Beitragssätze zur gesetzlichen Sozialversicherung auf das 

Nettoeinkommen der privaten Haushalte haben können, sollten keine nachhaltig wirksamen Re-

formen eingeleitet werden. Dazu wird in Anlehnung an Arbeiten des Stabs des Sachverständi-

genrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ein konservatives Szenario 

der Gesamtbeitragssatzentwicklung bis zum Jahr 2060 unterstellt und für unterschiedliche 

Haushaltskonstellationen simuliert, wie sich dieser Trend unter der vereinfachenden Annahme 

einer unveränderten Einkommensverteilung auswirken würde. 

 

Je nach Haushaltskonstellation (und den für diese Fälle ermittelten durchschnittlichen Einkom-

men) ergeben sich demnach Nettoeinkommenseinbußen von 737 bis 1.967 Euro pro Jahr, 

wenn der für das Jahr 2030 unterstellte Anstieg der Beitragssätze von derzeit insgesamt 

39,95 Prozent auf dann 43 Prozent bereits unter heutigen Bedingungen gelten würde. Der für 

das Jahr 2040 unterstellte Anstieg auf bis zu 45,5 Prozent würde sogar Nettoeinkommensein-

bußen von 1.328 bis 3.509 Euro per anno nach sich ziehen.  

 

Die Simulationsergebnisse illustrieren zum einen, welche Belastungen insbesondere für die Mit-

glieder jüngerer Kohorten aus dem demografischen Wandel erwachsen. Zum anderen geben 

die Simulationsergebnisse Orientierung für die Wirtschafts- und Sozialpolitik: Zusätzliche Leis-

tungsversprechen provozieren unmittelbar steigende Finanzierungserfordernisse, die den ohne-

hin stark geforderten Mitgliedern jüngerer Kohorten zusätzliche Lasten aufbürden. Das Gegen-

teil scheint jedoch erforderlich: Eine Politik, die den Anstieg der Ausgaben begrenzt. An dieser 

Erkenntnis führen auch jene Vorschläge nicht vorbei, die steigende Lasten auf mehr Schultern 

verteilen wollen und deshalb eine Verbreiterung der Beitragsbemessungsgrundlage vorschla-

gen. Denn die in Aussicht gestellten Entlastungen der Haushalte sind im besten Fall temporärer 

Natur. Eine einnahmeorientierte Politik wirkt aber nicht nachhaltig, weil die zugrunde liegende, 

demografisch bedingte Dynamik der Ausgabenentwicklung damit nicht gebremst wird. 
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1 Fragestellung und Untersuchungsdesign 

Der demografische Wandel stellt die umlagefinanzierten Zweige der gesetzlichen Sozialversi-

cherung in den nächsten Jahrzehnten vor gravierende Herausforderungen. Unmittelbar wird 

das in der Gesetzlichen Rentenversicherung deutlich, weil die Versicherten dort mit dem Errei-

chen der Regelaltersgrenze von der Position des Beitragszahlers in die des Rentenbeziehers 

wechseln. Mit der fortgesetzten Alterung des Versichertenkollektivs und beschleunigt durch die 

Alterung der geburtenstarken Jahrgänge droht sich das mathematische Verhältnis von Rent-

nern zu Beitragszahlern in den nächsten beiden Jahrzehnten rapide zu verschlechtern. Aus der 

steigenden Anzahl von Rentenempfängern resultiert nicht nur ein höheres Finanzierungserfor-

dernis bei gleichbleibenden Versorgungsansprüchen; diese sind auch von immer weniger Men-

schen im Erwerbsalter zu schultern (Kochskämper/Pimpertz, 2017, 5 ff.; Kochskämper, 2016). 

Etwas anders gelagert ist der Zusammenhang dagegen in der Gesetzlichen Kranken- und der 

sozialen Pflegeversicherung. Hier bleiben die Versicherten auch im Ruhestand zur Beitragszah-

lung verpflichtet. Gleichwohl wirkt sich die demografische Alterung auch hier aus. Denn das 

durchschnittliche Ausgabenrisiko der Personen einer Altersgruppe wächst typischer Weise mit 

steigendem Lebensalter, wobei das Pflegefallrisiko erst jenseits der Ruhestandsgrenze signifi-

kant, dann aber deutlich steiler steigt als das Erkrankungsrisiko. Weil aber mit dem demografi-

schen Wandel künftig die älteren Jahrgänge mit relativ hohen durchschnittlichen Ausgabener-

wartungen häufiger besetzt sein werden, steigen mit der Alterung des Versichertenkollektivs die 

Finanzierungserfordernisse insgesamt. Da zudem das durchschnittliche beitragspflichtige Al-

terseinkommen in der Regel niedriger ausfällt als das entsprechende Erwerbseinkommen, droht 

in beiden Sicherungssystemen ein demografisch bedingtes Einnahmeproblem, wenn die Zahl 

der Ruheständler steigt, während die jüngeren Altersklassen im Erwerbsalter im Zeitablauf we-

niger häufig besetzt sein werden (Kochskämper/Pimpertz, 2015; Kochskämper, 2017). 

 

Ohne Reformen der Leistungs- und/oder Finanzierungsseite führen diese Veränderungen 

zwangsläufig zu steigenden Beitragssätzen. Insbesondere in der aktuellen Debatte zur Weiter-

entwicklung der Alterssicherung in Deutschland scheint dieser Umstand jedoch aus dem Blick 

zu geraten. Darauf lassen zumindest jene Vorschläge schließen, die einen langfristigen Anstieg 

des Beitragssatzes zur Gesetzlichen Rentenversicherung auf mehr als 22 Prozent in Kauf neh-

men, um ein höheres als bislang erwartetes Versorgungsniveau in der umlagefinanzierten 

Säule der Alterssicherung realisieren zu können (o. V., 2016; BMAS; 2016).  

 

Auch in den anderen Zweigen der Sozialversicherung scheint die Hemmschwelle gegenüber 

steigenden Finanzierungserfordernissen derzeit relativ niedrig zu sein: In der sozialen Pflege-

versicherung wurde ein Anstieg des allgemeinen Beitragssatzes von 1,95 Prozent auf 2,55 Pro-

zent binnen fünf Jahren durchgesetzt, um unter anderem zusätzliche Leistungsansprüche (zum 

Beispiel Pflegestufe 0) beziehungsweise den Vertrauensschutz zugunsten der aktuell Pflegebe-

dürftigen bei der Einführung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs finanzieren zu können. 

Spiegelbildlich konzentriert sich die Reformdebatte in der Gesetzlichen Krankenversicherung im 

Vorfeld der Bundestagswahl 2017 auf die Erschließung neuer Finanzierungsquellen statt auf 

das Eindämmen des latent überproportional starken Ausgabenwachstums (Pimpertz, 2013, 4 

ff.).  

 

So entsteht in der Öffentlichkeit möglicherweise der Eindruck, als verfüge die Sozialpolitik – vor 

allem aufgrund  des nachhaltigen Beschäftigungsaufschwungs seit Mitte des vergangenen 

Jahrzehnts – über expansive Gestaltungsspielräume auf der Leistungsseite, während die Frage 
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nach einer nachhaltigen Finanzierung zunehmend aus dem Blick gerät. Vor diesem Hintergrund 

soll mit der folgenden IW-Kurzstudie der Einfluss steigender Beitragssätze auf die Nettoeinkom-

men der Haushalte illustriert werden, die vor allem aufgrund der demografischen Entwicklung, 

also auch ohne zusätzliche Leistungsversprechen zu erwarten sind. Dazu werden in einer Sta-

tus-quo-Projektion die künftig zu erwartenden Beitragssatzsteigerungen auf aktuelle Haushalts-

konstellationen angewendet. So lässt sich der Einfluss einer möglichen Beitragssatzentwicklung 

simulieren, ohne weitere Einflussfaktoren wie das Erwerbsverhalten, die Einkommensentwick-

lung, die Haushaltszusammensetzung und ähnliches prognostizieren zu müssen.  

 

Die Simulation erfolgt auf der Basis empirisch fundierter Fallkonstellationen: 

 

 Da eine Beitragssatzprognose nicht Gegenstand des Auftrags ist, gilt es zunächst, aus 

den aktuellen, in der Literatur dokumentierten Studien ein plausibles Szenario für die 

Beitragssatzentwicklung in der gesetzlichen Sozialversicherung abzuleiten (Kapitel 2). 

 

 Der Einfluss dieser Entwicklung soll für eine Auswahl von Haushaltskonstellationen auf 

der Grundlage der aktuellen Einkommensverteilung nachvollzogen werden. Dazu gilt es, 

für diese Haushaltsgruppen jeweils das mittlere sozialversicherungspflichtige Bruttoein-

kommen der Verteilung insgesamt sowie der unteren und oberen Hälfte der Verteilung 

auf der Basis des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) zu bestimmen (Kapitel 3). 

 

 Für diese empirisch fundierten Fallkonstellationen werden dann die Nettoeinkommen im 

Status quo mit denen verglichen, die sich bei Anwendung von Beitragssätzen ergeben, 

die nach dem Stand der Literatur für spätere Zeitpunkte erwartet werden (Kapitel 4 / An-

hang). Mithilfe des IW-Mikrosimulationsmodells STATS können dabei kompensatorische 

Effekte über die Einkommensteuer berücksichtigt werden, die sich aufgrund der steuerli-

chen Anrechenbarkeit höherer Sozialbeiträge ergeben. Explizit nicht modelliert werden 

etwaige Anpassungsreaktionen, die sich auf dem Arbeitsmarkt ergeben. 

 

2 Beitragssatz-Szenarien 

Welche Beitragssatzentwicklung soll für die kommenden Jahrzehnte unterstellt werden? Die 

Frage ist keineswegs trivial, denn in der Literatur gibt es zwar Studien, die die künftige Entwick-

lung der Beitragssätze für einzelne Versicherungszweige schätzen. Sobald aber ein Bild für die 

Gesamtheit aller gesetzlichen Sozialversicherungen erstellt werden soll, können die Ergebnisse 

verschiedener Partialanalysen nicht einfach summiert werden. Denn diese operieren mit unter-

schiedlichen Annahmen beispielsweise zur Bevölkerungsentwicklung – was unter anderem der 

Tatsache geschuldet ist, dass die Arbeiten zu unterschiedlichen Zeitpunkten angefertigt wurden 

– oder mit unterschiedlichen Annahmen zur Entwicklung der Erwerbsbeteiligung oder der Er-

werbseinkommen. 

 

Da eine eigene Prognose der Sozialversicherungsbeitragssätze nicht Gegenstand des Untersu-

chungsauftrags ist, gilt es, einen Entwicklungspfad in Anlehnung an die in der Literatur doku-

mentierten Arbeiten abzuleiten und diesen anhand von Plausibilitätsüberlegungen einzuordnen. 

Für die Auswahl sind vor allem zwei Kriterien grundlegend: Zum einen sollten Referenzstudien 

eine Gesamtschau über alle Sozialversicherungszweige bieten, um einen möglichst homoge-

nen Katalog von Annahmen über die Einzelsysteme hinweg gewährleisten zu können. Zum an-

deren sollten Referenzstudien die demografische Entwicklung möglichst zeitnah abbilden.  
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Schließlich gilt es, das daraus abzuleitende Szenario einzuordnen, um eine Vorstellung darüber 

zu entwickeln, inwieweit das im Folgenden verwendete Szenario eher einer optimistischen oder 

einer pessimistischen Einschätzung entspricht. 

 

 Als eine erste Referenz kann die Arbeit von Martin Werding für den Sachverständigenrat 

zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung aus dem Jahr 2014 herange-

zogen werden (Werding, 2014). Sie basiert auf dem Simulationsmodell SIM.12, das sich 

insbesondere durch die Modellierung der Wechselwirkungen zwischen makroökonomi-

schen Größen (Demografie, Wirtschaftswachstum, Beschäftigung, Einkommen) ein-

schließlich der steuer- und beitragsfinanzierten Komponenten der sozialen Sicherung 

auszeichnet. Zwar steht die Berechnung von Tragfähigkeitslücken im Mittelpunkt der 

Studie; sie liefert aber auch eine Projektion der Summe aller Beitragssätze zur gesetzli-

chen Sozialversicherung (mit Ausnahme der gesetzlichen Unfallversicherung) bis zum 

Jahr 2060. Die Studie berücksichtigt den Rechtsstand Januar 2014 einschließlich An-

nahmen über die Inanspruchnahme von Leistungsverbesserungen in der Gesetzlichen 

Rentenversicherung ab 2014 (unter anderem verbesserte „Mütterrente“ und abschlag-

freier Rentenbezug ab 63 Jahren für besonders langjährig Versicherte). Für die demo-

grafische Entwicklung verwendet der Autor Annahmen in Anlehnung an die mittlere Be-

völkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes aus dem Jahr 2009 (Vari-

ante 1-W1), die absoluten Zahlen beziehen sich aber auf eine Aktualisierung des Mikro-

zensus 2011. Langfristig rechnet die Studie mit einem positiven Wanderungssaldo von 

100.000 Personen. Ohne die Annahmen im Detail zu diskutieren (Werding, 2014, 3 ff.) 

steigt danach die Summe der Beitragssätze in dem Basisszenario von 40 Prozent im 

Jahr 2020 auf 42,5 Prozent im Jahr 2030, weiter auf 45,9 Prozent (2040), 47,8 Prozent 

(2050) und schließlich bis auf 48,6 Prozent im Jahr 2060 (Werding, 2014, 23 ff.).  

 

In einem Alternativszenario berechnet der Autor die Entwicklung für eine Variante, in der 

der Staat die drohende Tragfähigkeitslücke über eine höhere Einnahmenquote zu schlie-

ßen versucht (Werding, 2014, 45 ff.). Dabei ergibt sich zunächst eine günstigere Ent-

wicklung der Beitragssatzsumme, erst nach 2020 wird die 40-Prozent-Marke durchbro-

chen. Allerdings kehrt sich der anfänglich günstige Einfluss um, ab 2030 liegt der Ge-

samtbeitragssatz über dem Basisszenario, bis zum Jahr 2060 sogar um fast drei Punkte. 

Dieser Effekt stellt sich unter anderem auch deshalb ein, weil in dem Altersnativszenario 

negative Beschäftigungswirkungen infolge einer steigenden Beitragslast explizit einge-

rechnet wurden, die im Basisszenario zunächst noch ausgeblendet blieben. 

 

 Die Studie von Werding bildet den aktuellen Rechtsstand umfassend ab und leitet in ei-

nem geschlossenen Modellrahmen konsistent die Beitragssatzentwicklung her. Aller-

dings ist sie zeitlich vor der aktuellen Flüchtlingsmigration erschienen, kann also einer 

veränderten Demografie nicht Rechnung tragen. Eine Aktualisierung auf der Basis einer 

Fortschreibung des Modells zur Simulation der Entwicklungen von Demografie, Arbeits-

markt, gesamtwirtschaftlichem Wachstum und öffentlichen Finanzen (SIM.14) berück-

sichtigt genau diese Zuwanderung von rund 1,1 Millionen Flüchtlingen in den Jahren 

2015 und 2016. Bis zum Jahr 2021 wird deshalb eine Anerkennung von rund 1,4 Millio-

nen zusätzlichen Asylbewerbern im Vergleich zum ursprünglichen Basisszenario model-

liert (Aretz et al., 2016, 1 ff.). In der weiteren Simulation werden sowohl Annahmen über 

zusätzliche Kosten infolge der Integrationsaufgaben getroffen als auch der Einfluss der 
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zugewanderten Population auf die demografische Entwicklung der in Deutschland an-

sässigen Bevölkerung insgesamt berechnet. Deren im Vergleich zur bisherigen Wohn-

bevölkerung schwierige Integration in den Arbeitsmarkt führt dabei zu einer dauerhaft 

leicht höheren Erwerbslosenquote, obwohl die Zahl der Erwerbspersonen respektive Er-

werbstätigen absolut steigt (Aretz et al., 2016, 9).  

 

Die Studie weist zunächst nach, dass sich die Flüchtlingsmigration bis zum Jahr 2050 

leicht entlastend auf den Anteil der Ausgaben der Gesetzlichen Kranken- und sozialen 

Pflegeversicherung am Bruttoinlandsprodukt auswirkt – ein Einfluss, der sich aus der 

Verjüngung des Versichertenkollektivs erklärt. Weil damit die jüngeren Altersklassen mit 

unterdurchschnittlichen Ausgabenrisiken im Vergleich zum Ausgangsszenario häufiger 

besetzt sein werden, steigen die Leistungsausgaben der Gesetzlichen Krankenversiche-

rung weniger stark als das Wirtschaftswachstum. Mit der Alterung der zugewanderten 

Population in Altersstufen mit überdurchschnittlich hohen Ausgaben kehrt sich der Effekt 

aber in fernerer Zukunft um (ab 2060). Für die gesetzliche Alterssicherung ergibt sich 

dagegen über den gesamten Betrachtungszeitraum eine leichte Entlastung, wenn man 

auf den Anteil der Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt abstellt (Aretz et al., 2016, 12 ff.). 

Der Unterschied erklärt sich unter anderem dadurch, dass die zugewanderte Population 

aufgrund ihrer im Vergleich zur Ursprungsbevölkerung unterdurchschnittlich erfolgrei-

chen Integration auf dem Arbeitsmarkt in der Folge auch nur relativ niedrige oder gar 

keine beitragsbezogenen Ansprüche in der umlagefinanzierten Gesetzlichen Rentenver-

sicherung aufbauen kann. 

 

Leider werden in der Studie nicht alle Werte explizit ausgewiesen, so dass sich der Ge-

samtbeitragssatz nur näherungsweise anhand der grafischen Darstellung schätzen lässt 

(Aretz et al., 2016, Abbildung 7, 16). Gleichwohl zeigt sich gegenüber der ursprünglich 

von Werding 2014 errechneten Entwicklung im Basisszenario zunächst eine leicht dyna-

mischere Entwicklung der Beitragssatzsumme, die sich aber ab 2040 ins Gegenteil ver-

kehrt: Von anfänglich 40 Prozent im Jahr 2020 (Werding, 2014: 40 Prozent) steigt die 

Summe hier auf rund 43 Prozent im Jahr 2020 (42,5 Prozent), danach weiter auf fast 

46 Prozent in 2040 (45,9 Prozent) und gut 47 Prozent in 2050 (47,8 Prozent) bis auf 

48,1 Prozent im Jahr 2060 (48,6 Prozent). 

 

Da die Studie von Aretz et al. den realen Gegebenheiten am weitesten Rechnung trägt, soll sie 

die Basis für die Ableitung eines modellhaften Szenarios über die Beitragssatzentwicklung bil-

den. Dass die Werte nicht eins zu eins für das im Folgenden verwendete Szenario übernommen 

sondern vielmehr gerundet werden, ist dem Bemühen geschuldet, den Eindruck von Pseudo-

Genauigkeit zu vermeiden. Denn es geht im Folgenden nicht um eine möglichst treffsichere 

Prognose der Beitragssatzentwicklung, sondern um die Berechnung von Nettoeinkommensef-

fekten bei grundsätzlich steigenden Beitragssätzen. Da diese Berechnung unter der Annahme 

ansonsten unveränderter Rahmenbedingungen erfolgt, kommt es weniger auf eine präzise Si-

mulation als vielmehr auf die plausible Begründung eines Trends an. In dem Bewusstsein, dass 

bereits leichte Parameteränderungen, marginale politische Eingriffe oder eben Variationen in 

der makroökonomischen Performance zu Abweichungen in der Nachkommastelle führen kön-

nen, wird also in Anlehnung an die Studie von Aretz et al. angenommen, dass die Summe der 

Beitragssätze zur gesetzlichen Sozialversicherung voraussichtlich im Jahr 2030 auf rund 
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43 Prozent, um das Jahr 2040 bis auf schätzungsweise 45,5 Prozent des sozialversicherungs-

pflichtigen Entgelts steigen wird. Ein Jahrzehnt später wird sie ein Niveau von 47 Prozent und 

danach bis 2060 sogar von rund 48 Prozent erreichen (Tabelle 2-1).  

 

Tabelle 2-1: Szenario für die Beitragssatzentwicklung  

in der gesetzlichen Sozialversicherung, in Prozent 

 2017 2020 2030 2040 2050 2060 

Basisszenario 

Summe der Beitragssätze zur gesetz-

lichen Renten-, Kranken-, Pflege- und 

Arbeitslosenversicherung 

39.95 40,0 43,0 45,5 47,0 48,0 

Gesetzliche Sozialversicherung: ohne Unfallversicherung; Summe aus Arbeitnehmer- und Arbeitgeberan-
teil, einschließlich Arbeitnehmer-Sonderbeitrag zur Gesetzlichen Krankenversicherung (konstant 1,1 Pro-
zent). 

Quellen: in Anlehnung an Aretz et al., 2016, eigene Berechnungen 

 

Dieses Szenario stellt de facto nicht mehr als eine Annahme dar. Deshalb ist eine Einordnung 

der unterstellten Beitragssatzentwicklung hilfreich. Handelt es sich dabei um ein eher pessimis-

tisches Szenario oder um eine optimistische Einschätzung der künftigen Beitragssatzentwick-

lung? Um Niveau und Trend beurteilen zu können, bietet es sich an, die Entwicklung mit den 

Ergebnissen von Partialanalysen zu einzelnen Versicherungszweigen zu vergleichen: 

 

 So lässt sich aus der Darstellung bei Aretz et al. ein Entwicklungspfad des Beitragssat-

zes zur Gesetzlichen Rentenversicherung ablesen, der im Gegensatz zu aktuellen Be-

rechnungen des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) als eher optimis-

tisch einzuschätzen ist. Während in das hier verwendete Szenario ein Beitragssatz ein-

geht, der erst um das Jahr 2040 die 22-Prozent-Marke erreichen wird, rechnet das 

BMAS in seinem Gesamtkonzept zur Alterssicherung bereits im Jahr 2030 mit einem 

Beitragssatz von 21,8 Prozent. Im Jahr 2040 liegt der Beitragssatz dort sogar über 

23 Prozent (BMAS, 2016, 45). Aus methodischen Gründen lassen sich beide Ansätze 

nur eingeschränkt mit einander vergleichen. Während aber der Trend ähnlich verläuft, 

liegt das Niveau bei Aretz et al. unter dem der BMAS-Berechnung. 

 

 Für die Summe der Beitragssätze zur Kranken- und Pflegeversicherung steht dagegen 

keine vergleichbare Berechnung aus dem zuständigen Bundesgesundheitsministerium 

zur Verfügung. Dennoch lässt sich die Einschätzung plausibilisieren, dass auch hier die 

Modellrechnung von Aretz et al. eine eher moderate Entwicklung respektive ein eher 

optimistisches Niveau unterstellt. Von den aktuell zu zahlenden 18,55 Prozent (ein-

schließlich Arbeitnehmer-Sonderbeitrag) steigt die Summe der Beitragssätze dort auf 

gut 19 Prozent im Jahr 2030 und weiter auf über 20 Prozent ab dem Jahr 2040. Dage-

gen kommt zum Beispiel Kochskämper bereits auf einen höheren Anstieg, wenn sie al-

lein den Einfluss eines alternden Versichertenkollektivs modelliert. Auf der Basis der 

IW-Bevölkerungsprognose, die ebenfalls der aktuellen Flüchtlingszuwanderung Rech-

nung trägt, muss der Beitragssatz demnach bereits bis zum Jahr 2030 auf über 20 Pro-

zent und bis 2040 auf über 22 Prozent steigen (Kochskämper, 2017, 20). In einer ande-

ren Berechnung von Rausch/Gasche aus dem Jahr 2014 erreicht allein der Beitragssatz 
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zur Gesetzlichen Krankenversicherung die 22-Prozent-Marke im Jahr 2040, den Bei-

tragssatz zur Pflegeversicherung noch nicht eingerechnet (Rauch/Gasche, 2014, 26).  

 

Auch wenn sich die Liste potenzieller Vergleichsstudien verlängern und sich die Einordnungen 

präzisieren oder relativieren ließen, so erlaubt der bisherige Vergleich doch unter Plausibilitäts-

abwägungen den Schluss, dass das im Folgenden verwendete Szenario keiner ausgesprochen 

pessimistischen Erwartung bezüglich der künftigen Beitragssatzentwicklung entspricht.  

 

Beispielhaft lässt sich dieses Basis-Szenario um Varianten ergänzen, die die Auswirkungen 

ausgabenintensiver Reformen der bestehenden Sicherungssysteme spiegeln. Angesichts der 

komplexen Wechselbeziehungen muss im Rahmen dieses Untersuchungsauftrags allerdings 

auf eine belastbare Simulation konkreter Vorschläge verzichtet werden. Stattdessen werden nur 

exemplarisch zwei Zeitpunkte dargestellt, die im Sinne einer einfachen Heuristik als Vergleichs-

werte für eine expansive Ausgabenpolitik angeboten werden (Tabelle 2-2).  

 

Tabelle 2-2: Beitragssatz-Szenarien 

für die gesetzliche Sozialversicherung in Prozent 

 2017 2020 2030 2040 2050 2060 

Basis-Szenario 

Summe der Beitragssätze zur gesetzli-

chen Renten-, Kranken-, Pflege- und 

Arbeitslosenversicherung 

39.95 40,0 43,0 45,5 47,0 48,0 

Szenario „expansive Ausgabenpolitik“ 

Summe der Beitragssätze zur gesetzli-

chen Renten-, Kranken-, Pflege- und 

Arbeitslosenversicherung 

 44,5 47,5  

Gesetzliche Sozialversicherung: ohne Unfallversicherung; Summe aus Arbeitnehmer- und Arbeitgeberan-
teil, einschließlich Arbeitnehmer-Sonderbeitrag zur Gesetzlichen Krankenversicherung (konstant 1,1 Pro-
zent). 

Quellen: in Anlehnung an Aretz et al., 2016; BMAS, 2016; eigene Berechnungen 

 

Auch diese beiden Punkte für die Jahre 2030 und 2040 stellen nicht mehr als eine Annahme 

dar. Deshalb gilt es auch hier, zumindest Plausibilitätsüberlegungen darüber anzustellen, wa-

rum für diese beide Punkte und nicht niedrigere oder höhere Beitragssatzsummen unterstellt 

werden: 

 

 Die Berechnungen des BMAS zu dem Gesamtkonzept zur Alterssicherung weisen zum 

Beispiel selbst bei einem erhöhten steuerfinanzierten Bundeszuschuss im Jahr 2030 

einen Beitragssatz von 22 Prozent sowie 24,5 Prozent im Jahr 2040 aus, wenn das ge-

setzliche Sicherungsniveaus vor Steuern bei 46 Prozent stabilisiert werden soll (BMAS, 

2016, 48). Gegenüber den ursprünglich bei Aretz et al. eingestellten Werten für die Ge-

setzliche Rentenversicherung bedeutet dies ein Plus von rund 1,5 Prozentpunkten im 

Jahr 2030 und rund 2,5 Prozentpunkten im Jahr 2040. Die Annahme, dass die Beitrags-

satzsumme in einem Szenario „expansive Ausgabenpolitik“ 2030 um 1,5 Punkte höher 
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liegt als im Basisszenario und ein Jahrzehnt später um zwei Punkte, lässt sich vor die-

sem Hintergrund als konservative Erwartung beschreiben.  

 

 Wohlgemerkt, der Vorschlag des BMAS kann hier nur als Plausibilitätscheck für die un-

terstellte Variante herangezogen werden, es handelt sich dabei nicht um eine Prognose 

konkreter Reformvorschläge. Denn ebenso gut ließen sich unter der Annahme eines 

kostensteigernden medizinisch-technischen Fortschritts entsprechende Dynamiken für 

die Gesetzliche Krankenversicherung modellieren, mit denen ein Anstieg in vergleichba-

rer Höhe plausibel begründet werden kann. Umgekehrt argumentieren allerdings die 

Protagonisten einer Ausweitung der Beitragsbemessungsgrundlage einen Beitragssatz 

senkenden Effekt, so dass auch eine Reduktion der Beitragssatzsumme denkbar ist. 

Das „Reform“-Szenario dient deshalb in der Folge lediglich dazu, den Einfluss ausga-

benintensiver Reformen exemplarisch darstellen zu können, welcher Art diese Politik-

maßnahme auch immer sei (Tabelle 2-2). 

 

3 Haushaltskonstellationen und Haushaltseinkommen 

Im nächsten Schritt wird eine Auswahl von Haushaltskonstellationen getroffen, für die eine Be-

rechnung der Nettoeinkommenseffekte vorgenommen werden soll. Dabei wird die Unterschei-

dung zwischen Single-, Alleinerziehenden- und Paarhaushalten mit und ohne Kinder von der 

Überlegung getrieben, dass neben dem Einfluss höherer Beitragssätze zur gesetzlichen Sozial-

versicherung auf das Nettoeinkommen auch die steuerliche Anrechenbarkeit der Pflichtbeiträge 

im Rahmen des Vorsorgeaufwands zu berücksichtigen ist. Wie sich aber der Abzug einer stei-

genden Beitragslast bei der Feststellung der individuell zu zahlenden Einkommensteuer aus-

wirkt, hängt nicht nur von der Höhe der Gesamteinkommen ab, sondern auch von der Haus-

haltskonstellation, namentlich der Anzahl der Kinder. 

 

Die Markteinkommen (Gesamtheit aller Einkommen unabhängig von der Einkommensquelle) 

respektive der sozialversicherungspflichtigen Bruttoeinkommen werden nicht qua Annahme mo-

delliert, sondern auf der Basis des SOEPv31 mit den Daten für das Jahr 2014 als Durch-

schnittswert ermittelt, wobei die Einkommensangaben des SOEP auf das Jahr 2017 fortge-

schrieben wurden, aber die Verteilung der Gewichte für einzelne Haushaltstypen unverändert 

bleiben (siehe auch Beznoska, 2016). Neben dem arithmetischen Mittel für das Markteinkom-

men und das sozialversicherungspflichtige Bruttoeinkommen (jeweils ohne Arbeitgeberanteil zur 

gesetzlichen Sozialversicherung) werden auch die entsprechenden Mittelwerte der unteren 

Hälfte der Verteilung respektive der oberen Hälfte der Verteilung für die Haushaltstypen berech-

net, um im Folgenden eine Spannbreite von möglichen Einkommenseffekten darstellen zu kön-

nen (siehe Anhang).  
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Tabelle 3-1: Haushaltskonstellationen und Bruttoeinkommen 

 

 

Anzahl  

Haushalte 

insgesamt 

Sozialversicherungspflichtiges 

Bruttoeinkommen / Markteinkommen 

im Jahr 2017 in Euro 

Single/Paar 

Anzahl  

Erwerbs- 

tätige 

Anzahl  

Kinder 

Arithmetisches Mittel 

obere Hälfte 

der Verteilung 
insgesamt 

untere Hälfte 

der Verteilung 

Single 
1  

(SV-pflichtig) 

0 5.093.303 
  55.809 / 

     56.903 

38.676 / 

    39.552 

21.711 / 

   22.371 

1    514.737 
  46.466 / 

     48.275 

31.605 / 

   32.993 

17.142 / 

   18.119 

2    180.180 
  43.337 / 

     44.276 

27.972 / 

   28.645 

12.671 / 

   13.080 

Paar 

1  

(SV-pflichtig) 

0 1.559.113 
  58.583 / 

     60.396 

39.324 / 

   42.334 

20.195 / 

   24.393 

1    279.480 
  75.283 / 

     78.214 

49.405 / 

   51.537 

23.614 / 

   24.949 

2    348.351 
  83.749 / 

     86.076 

56.631 / 

   58.485 

29.962 / 

   31.351 

2  

(einer SV-

pflichtig) 

0    865.163 
72.498 / 

   107.891 

45.697 / 

   83.109 

19.471 / 

   58.859 

1    386.876 
56.300 / 

     75.945 

37.743 / 

   70.749 

19.248 / 

   65.571 

2    411.378 
  65.746 / 

     98.624 

44.004 / 

   77.321 

22.282 / 

   56.038 

2  

(beide SV-

pflichtig) 

0 1.743.358 
109.098 / 

   110.678 

81.117 / 

   82.544 

53.750 / 

   55.029    

1    588.065 
102.235 / 

   103.894 

76.673 / 

   77.780 

51.250 / 

   51.808 

2    572.743 
109.923 / 

   111.596 

82.026 / 

   83.143 

54.218 / 

   54.781 

SV-Pflichtig: sozialversicherungspflichtig; Markteinkommen: Bruttoeinkommen aller Einkommensarten; 
untere Hälfte/obere Hälfte der Verteilung: arithmetisches Mittel für die jeweils untere/obere Hälfte der Ver-
teilung sozialversicherungspflichtiger Bruttoeinkommen dieser Haushaltskonstellation. 

Quellen: SOEPv31, Werte fortgeschrieben auf das Jahr 2017; eigene Berechnungen 
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4 Berechnung der Nettoeinkommenseffekte 

Auf der Grundlage dieser Haushaltskonstellationen, der Verteilung der sozialversicherungs-

pflichtigen Einkommen sowie der unterstellten Beitragsentwicklung bis zum Jahr 2060 können 

nun Nettoeinkommenseffekte berechnet und als Differenz zum Status quo ausgewiesen wer-

den. Dies erfolgt auf der Grundlage des Steuer-, Abgaben- und Transfer-Mikrosimulationsmo-

dells (STATS) des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln (Beznoska, 2016). Dabei werden die 

Belastungen durch höhere Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung mit möglichen Entlas-

tungen im Rahmen der Einkommensbesteuerung verrechnet. Die Rechenoperation erfolgt in 

zwei Schritten: In einem ersten Schritt werden die Nettoeinkommen für den Status quo 2017 er-

rechnet (Beitragssatz zur gesetzlichen Sozialversicherung insgesamt 39,95 Prozent), im zwei-

ten Schritt dann die Differenzen für unterschiedliche Beitragssatz-Annahmen ausgewiesen. 

 

Bei der Interpretation ist über die bisherigen Ausführungen hinaus zu beachten, dass die Netto-

effekte lediglich die Arbeitnehmerseite der Beitragsfinanzierung reflektieren. Explizit werden 

mögliche Einflüsse steigender Lohnzusatzkosten auf die Arbeitsnachfrage der Arbeitgeber oder 

die Lohnfindung ausgeklammert. 

 

Für die in Tabelle 4-1 dokumentierten Ergebnisse (sowie analog für die im Anhang dokumen-

tierten Ergebnisse der oberen respektive unteren Hälfte der Verteilung) gelten folgende Lese-

beispiele: 

 

Lesebeispiel 1: 

 

„Wenn die Summe der Beitragssätze zur gesetzlichen Sozialversicherung bis zum 

Jahr 2030 wie unterstellt von derzeit 39,95 Prozent auf dann 43 Prozent steigen 

sollte, dann müsste bei unveränderter Einkommensverteilung und gleichem Rechts-

stand 

 ein Single-Haushalt ohne Kinder, der aktuell und annahmegemäß im 

Jahr 2030 über ein durchschnittliches Jahresnettoeinkommen von 24.922 

Euro verfügt, eine Nettoeinkommenseinbuße von 962 Euro pro Jahr allein 

aufgrund der höheren Beitragszahlung hinnehmen, 

 ein Paar-Haushalt mit zwei Kindern und einem sozialversicherungspflichti-

gen Einkommensbezieher, der aktuell und annahmegemäß im Jahr 2030 

über ein durchschnittliches Jahresnettoeinkommen von 40.196 Euro verfügt, 

eine Nettoeinkommenseinbuße von 1.213 Euro pro Jahr allein aufgrund sei-

ner höheren Beitragszahlung hinnehmen.“ 

 

Lesebeispiel 2: 

 

„Wenn die Summe der Beitragssätze zur gesetzlichen Sozialversicherung bis zum 

Jahr 2030 zum Beispiel aufgrund einer expansiven Ausgabenpolitik von derzeit 

39,95 Prozent auf 44,5 Prozent statt auf 43 Prozent steigen sollte, dann müsste bei 

unveränderter Einkommensverteilung und ansonsten gleichem Rechtsstand ein Sin-

gle-Haushalt ohne Kinder, der aktuell und annahmegemäß im Jahr 2030 über ein 

durchschnittliches Jahresnettoeinkommen von 24.922 Euro verfügt, eine Einbuße 

von netto 1.451 Euro pro Jahr statt nur von 962 Euro pro Jahr verkraften.“ 
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Tabelle 4-1: Nettoeinkommenseffekt steigender Beitragssätze zur Sozialversicherung 

 

 

Durch- 
schnittliches 

Nettoeinkommen 
in Euro, 2017 

Veränderung des durchschnittlichen Nettoeinkommens in Euro pro Jahr 

bei einem Gesamtbeitragssatz zur gesetzlichen Sozialversicherung von … Prozent 

Basis-Szenario 
Szenario  

„expansive Ausgaben-
politik“ 

arithmetisches 
Mittel  

Gesamtverteilung 

40 43 45,5 47,0 48,0 44,5 47,5 

Single/Paar 
Anzahl  

Erwerbs- 
tätige 

Anzahl  
Kinder 

annahmegemäß im Jahr 

2020 2030 2040 2050 2060 2030 2040 

Single 
1 

(SV-pflichtig) 

0 24.922 -13    -962 -1.721 -2.182 -2.508 -1.451 -2.373 

1 22.623 -12    -801 -1.439 -1.825 -2.093 -1.201 -1.974 

2 19.528 -11    -737 -1.328 -1.684 -1.928 -1.103 -1.816 

Paar 

1 
(SV-pflichtig) 

0 28.506 -13    -940 -1.682 -2.133 -2.453 -1.420 -2.322 

1 34.950 -15 -1.110 -1.982 -2.513 -2.895 -1.682 -2.745 

2 40.196 -16 -1.213 -2.163 -2.743 -3.162 -1.842 -3.002 

2 
(einer  

SV-pflichtig) 

0 58.014 -12    -933 -1.664 -2.110 -2.431 -1.414 -2.306 

1 50.016 -12    -885 -1.582 -2.007 -2.311 -1.340 -2.189 

2 55.040 -13 -1.018 -1.813 -2.299 -2.652 -1.547 -2.519 

2 
(beide 

SV-pflichtig) 

0 52.688 -26 -1.967 -3.509 -4.450 -5.127 -2.981 -4.863 

1 50.612 -24 -1.807 -3.226 -4.092 -4.717 -2.744 -4.475 

2 54.383 -25 -1.881 -3.355 -4.254 -4.902 -2.853 -4.651 

Nettoeinkommen = Markteinkommen abzüglich Sozialversicherungsbeiträge, Einkommensteuer und Solidaritätszuschlag, jeweils durchschnittliche Werte; 
Beitragssatzentwicklung vgl. Tabelle 2-2; durchschnittliches Nettoeinkommen vgl. Tabelle 3-1. 

Quellen: in Anlehnung an Aretz et al., 2016; Beznoska, 2016, SOEPv31; eigene Berechnungen 
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5 Schlussfolgerungen 

Die Auswirkungen steigender Beitragssätze scheinen im Vorfeld der anstehenden Bundestags-

wahl zunehmend aus dem Blickfeld zu geraten. Denn auch wenn die aktuelle Arbeitsmarktver-

fassung für entspannte Haushalte in den sozialen Sicherungssystemen sorgt, führt der demo-

grafische Wandel bei unveränderten Leistungsansprüchen unweigerlich zu höheren Finanzie-

rungserfordernissen und damit zu steigenden Beitragssätzen. Welche Folgen das auch unab-

hängig von den diskutierten Reformmaßnahmen haben kann, verdeutlicht die Simulation stei-

gender Beitragssätze bei unveränderter Einkommensverteilung. 

 

Je nach Haushaltskonstellation (und den für diese Fälle ermittelten durchschnittlichen Einkom-

men) ergeben sich demnach Nettoeinkommenseinbußen von 737 bis 1.967 Euro pro Jahr, 

wenn der für das Jahr 2030 unterstellte Anstieg der Beitragssätze von derzeit insgesamt 

39,95 Prozent auf dann 43 Prozent bereits unter heutigen Bedingungen gelten würde. Der für 

das Jahr 2040 unterstellte Anstieg auf bis zu 45,5 Prozent würde sogar Nettoeinkommensein-

bußen von 1.328 bis 3.509 Euro per anno nach sich ziehen.  

 

Die Simulationsergebnisse illustrieren zum einen, welche Belastungen insbesondere für die Mit-

glieder jüngerer Kohorten aus dem demografischen Wandel erwachsen. Zum anderen geben 

sie Orientierung für die Wirtschafts- und Sozialpolitik: Zusätzliche Leistungsversprechen provo-

zieren unmittelbar steigende Finanzierungserfordernisse, die den ohnehin stark geforderten Mit-

gliedern jüngerer Kohorten zusätzliche Lasten aufbürden. Das Gegenteil scheint jedoch erfor-

derlich: Eine Politik, die den Anstieg der Ausgaben begrenzt. An dieser Erkenntnis führen auch 

jene Vorschläge nicht vorbei, die steigende Lasten auf mehr Schultern verteilen wollen, indem 

sie eine Verbreiterung der Beitragsbemessungsgrundlage und eine Erweiterung des Versicher-

tenkreises fordern. Denn die in Aussicht gestellten Entlastungen der Haushalte sind im besten 

Fall temporärer Natur. Eine einnahmeorientierte Politik wirkt aber nicht nachhaltig, weil die zu-

grunde liegende, demografisch bedingte Dynamik der Ausgabenentwicklung damit nicht ge-

bremst wird.  
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Anhang 
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A01 Effekte für mittlere Einkommen der oberen Hälfte der Verteilung 

Tabelle 0-1: Nettoeinkommenseffekt steigender Beitragssätze zur Sozialversicherung 

 

 

Durch- 
schnittliches 

Nettoeinkommen 
in Euro, 2017 

Veränderung des durchschnittlichen Nettoeinkommens in Euro pro Jahr 

bei einem Gesamtbeitragssatz zur gesetzlichen Sozialversicherung von … Prozent 

Basis-Szenario 
Szenario 

„expansive Ausgaben-
politik“ 

arithmetisches 
Mittel  

obere Hälfte der 
Verteilung 

40 43 45,5 47,0 48,0 44,5 47,5 

Single/Paar 
Anzahl  

Erwerbs- 
tätige 

Anzahl  
Kinder 

annahmegemäß im Jahr 

2020 2030 2040 2050 2060 2030 2040 

Single 
1 

(SV-pflichtig) 

0 34.490 -17 -1.323 -2.355 -2.986 -3.443 -2.009 -3.269 

1 31.701 -16 -1.126 -2.018 -2.559 -2.939 -1.695 -2.777 

2 28.688 -17 -1.111 -1.995 -2.530 -2.899 -1.664 -2.733 

Paar 

1 
(SV-pflichtig) 

0 39.188 -17 -1.317 -2.346 -2.975 -3.430 -1.998 -3.255 

1 51.306 -19 -1.561 -2.770 -3.512 -4.059 -2.379 -3.863 

2 57.320 -18 -1.586 -2.808 -3.560 -4.127 -2.435 -3.941 

2 
(einer  

SV-pflichtig) 

0 71.740 -17 -1.359 -2.414 -3.060 -3.534 -2.070 -3.362 

1 51.706 -16 -1.254 -2.232 -2.831 -3.267 -1.907 -3.104 

2 66.825 -17 -1.444 -2.561 -3.248 -3.758 -2.209 -3.581 

2 
(beide 

SV-pflichtig) 

0 68.204 -30 -2.486 -4.407 -5.588 -6.467 -3.803 -6.165 

1 65.752 -26 -2.218 -3.928 -4.982 -5.775 -3.406 -5.513 

2 70.970 -27 -2.305 -4.081 -5.174 -5.992 -3.532 -5.718 

Nettoeinkommen = Markteinkommen abzüglich Sozialversicherungsbeiträge, Einkommensteuer und Solidaritätszuschlag, jeweils durchschnittliche Werte; 
Beitragssatzentwicklung vgl. Tabelle 2-2; durchschnittliches Nettoeinkommen vgl. Tabelle 3-1. 

Quellen: in Anlehnung an Aretz et al., 2016; Beznoska, 2016, SOEPv31; eigene Berechnungen  
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A02 Effekte für mittlere Einkommen der unteren Hälfte der Verteilung 

Tabelle 0-2: Nettoeinkommenseffekt steigender Beitragssätze zur Sozialversicherung 

 

 

Durch- 
schnittliches 

Nettoeinkommen 
in Euro, 2017 

Veränderung des durchschnittlichen Nettoeinkommens in Euro pro Jahr 

bei einem Gesamtbeitragssatz zur gesetzlichen Sozialversicherung von … Prozent 

Basis-Szenario 
Szenario  

„expansive Ausgaben-
politik“ 

arithmetisches 
Mittel  

untere Hälfte der 
Verteilung 

40 43 45,5 47,0 48,0 44,5 47,5 

Single/Paar 
Anzahl  

Erwerbs- 
tätige 

Anzahl  
Kinder 

annahmegemäß im Jahr 

2020 2030 2040 2050 2060 2030 2040 

Single 
1 

(SV-pflichtig) 

0 15.448 -10    -604 -1.092 -1.385 -1.582   -898 -1.485 

1 13.789   -8    -484    -876 -1.111 -1.269    -720 -1.192 

2 10.405   -6    -365    -663    -842    -962    -544    -902 

Paar 

1 
(SV-pflichtig) 

0 17.897   -9    -565 -1.022 -1.297 -1.484    -846 -1.396 

1 18.649 -11    -661 -1.196 -1.517 -1.735    -987 -1.630 

2 23.356 -13    -845 -1.528 -1.939 -2.213 -1.261 -2.080 

2 
(einer  

SV-pflichtig) 

0 44.582   -8    -516    -930 -1.180 -1.351    -772 -1.272 

1 48.331   -8    -517    -933 -1.186 -1.358    -775 -1.278 

2 43.266   -9    -592 -1.065 -1.350 -1.547    -886 -1.457 

2 
(beide 

SV-pflichtig) 

0 37.514 -23 -1.459 -2.631 -3.337 -3.816 -2.177 -3.589 

1 35.556 -22 -1.399 -2.527 -3.206 -3.664 -2.085 -3.443 

2 37.849 -23 -1.459 -2.632 -3.338 -3.816 -2.176 -3.588 

Nettoeinkommen = Markteinkommen abzüglich Sozialversicherungsbeiträge, Einkommensteuer und Solidaritätszuschlag, jeweils durchschnittliche Werte; 
Beitragssatzentwicklung vgl. Tabelle 2-2; durchschnittliches Nettoeinkommen vgl. Tabelle 3-1. 

Quellen: in Anlehnung an Aretz et al., 2016; Beznoska, 2016, SOEPv31; eigene Berechnungen 
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